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Im Focus

BVerfG: Verstoß gegen Gleichheitssatz bei Erhebung von Zweitwohnungsteuer
Die 2. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts hat mit am 24.10.2019 veröffentlichten Beschluss vom
18.07.2019 – 1 BvR 807/12 und 1 BvR 2917/13 – zwei Verfassungsbeschwerden stattgegeben, die sich gegen die Erhebung von
Zweitwohnungsteuern in zwei bayerischen Gemeinden wenden. In beiden Gemeinden werden zur Berechnung der Zweitwoh-
nungsteuer die Werte der Einheitsbewertung von Grundstücken basierend auf den Wertverhältnissen von 1964 herangezogen
und diese entsprechend dem Verbraucherpreisindex hochgerechnet. Der Erste Senat hatte bereits in seinem Grundsteuerurteil
vom 10.04.2018 (BVerfGE 148, 147) die Vorschriften der Einheitsbewertung von Grundstücken auf der Grundlage der mehr als
50 Jahre alten Bewertungen wegen der inzwischen aufgetretenen Wertverzerrungen für verfassungswidrig erachtet. Eine Hoch-
rechnung mit dem Verbraucherpreisindex sei nicht geeignet, diese Wertverzerrungen auszugleichen. Darüber hinaus verstoße die
Art der Staffelung des Steuertarifs in einer der Gemeinden gegen das Gebot der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit.
Das Gericht sieht die konkrete Ausgestaltung des Steuertarifs als einen Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheitssatz, Art. 3
Abs. 1 GG. Veränderte Ausstattungsstandards von Gebäuden, mögliche Veränderungen in der Lage oder strukturellen Anbindung
von Grundstücken und mietrechtliche Bindungen würden bei einem derart lange zurückliegenden Hauptfeststellungszeitpunkt
nicht berücksichtigt. 
Die Beschwerden gegen die Ermächtigungsgrundlage im Kommunalabgabengesetz an sich, sieht das Gericht als unbegründet an:
Die Länder seien grundsätzlich befugt, Zweitwohnungsteuern als Form der örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuer zu erheben
und die Gesetzgebungskompetenz dazu in dem ihnen selbst eingeräumten Umfang auf die Gemeinden zu übertragen.
Die hier beanstandeten gemeindlichen Satzungen bleiben bis zum 31.03.2020 übergangsweise anwendbar. Bis dahin müssen die
Gemeinden diese überarbeitet haben. Auch andere Gemeinden mit ähnlichen Satzungen sollten diese nun überprüfen.

> DokNr. 19005407

EU-Kommission: Gemeinden erhalten Geld zur Einrichtung kostenloser Internet-Hotspots
Mit der WiFi4EU-Initiative sollen Bürger und Besucher in der gesamten EU über kostenlose WiFi-Hotspots in öffentlichen Räumen
wie Parks, Plätzen, Verwaltungen, Bibliotheken und Gesundheitszentren einen hochwertigen Internetzugang erhalten. Im Rahmen
der Initiative finanziert die Europäische Kommission Gutscheine, um Gemeinden bei der Einrichtung von WiFi-Hotspots in diesen
Zentren des öffentlichen Lebens unter Nutzung der Dienste von WiFi-Installationsunternehmen zu unterstützen.
An der WiFi4EU-Initiative können sich öffentliche Stellen aus den EU-Mitgliedstaaten und teilnehmenden EWR-Ländern (Nor -
wegen und Island) beteiligen. Dazu gehören auch Städte und Gemeinden (oder entsprechende Kommunalverwaltungen) oder
 Gemeindeverbände. Gemeindeverbände können mehrere Gemeinden registrieren, um die Verwaltung bei der Registrierung zu
 vereinfachen. Sie müssen den endgültigen Antrag dann jedoch für jede registrierte Gemeinde einzeln online einreichen. Sie selbst
haben keinen Anspruch auf einen Gutschein, vielmehr jede einzelne Gemeinde.
Die Höhe jedes WiFi4EU-Gutscheins beläuft sich auf 15.000 EUR. Durch diesen Pauschalbetrag werden die Geräte- und Installa -
tionskosten von genau bestimmten WiFi-Hotspots abgedeckt. Dazu zählen die für den Einsatz des WiFi4EU-Netzes erforderlichen
Elemente, wie Stromversorgungsgeräte (z.B. Power-over-Ethernet-Adapter, Netzteile, Power-over-Ethernet-Verteiler) oder
 Geräte für den Anschluss an das Internet (z.B. Router, Geräte für Mikrowellen-Verbindungen, Verteiler, Firewalls). Hauptziel des
Gutscheins muss jedoch die Einrichtung einer erforderlichen Mindestanzahl von Zugangspunkten sein. Die Gemeinden tragen für
mindestens drei Jahre die Kosten der Internetverbindung sowie die Wartungs- und Betriebskosten der Geräte und Anlagen.
Fünf Ausschreibungsrunden soll es insgesamt bis 2020 geben, die dritte Runde wurde im September 2019 abgeschlossen. Die
nächste WiFi4EU-Aufforderung wird vor Ende 2020 veröffentlicht. Die Kommission wählt die Kommunen nach dem Prinzip "first-
come, first-served" aus und sorgt nach eigenen Angaben gleichzeitig für ein ausgewogenes geografisches Gleichgewicht.

> DokNr. 19005408
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